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V
or 80 Jahren, am 26. Mai 1933,
wurde die Kommunistische Partei
Österreichs von der autoritären

Regierung Dollfuß verboten. Die KPÖ
wurde damit schon früher als die meisten
anderen Organisationen der ArbeiterIn-
nenbewegung in die Illegalität gedrängt,
bereits ein Dreivierteljahr vor den Fe-
bruarkämpfen 1934. Das Verbot der Par-
tei wurde in einer Sitzung des Minister-
rats auf Antrag von Emil Fey beschlos-
sen, der wenige Wochen zuvor vom
Staatssekretär für das Sicherheitswesen
zum Bundesminister avanciert war. Als
Begründung nannte Fey, dass in den letz-
ten Wochen gegen die KPÖ „wiederholt
wegen illegaler und staatsfeindlicher
Handlungen“ eingeschritten werden
musste.1 In Ermangelung anderer gesetz-
lichen Grundlagen wurde die Partei nicht
aufgelöst, vielmehr erfolgte das Verbot
der KPÖ auf Grundlage des Kriegswirt-
schaftlichen Ermächtigungsgesetzes aus
dem Jahr 1917. Auf Grundlage dieses
Diktaturparagraphen aus dem vorletzten
Jahr der Habsburgermonarchie wurde
nun jene Verordnung der Bundesregie-
rung erlassen, „womit der Kommunis -
tischen Partei jede Betätigung in Öster-
reich verboten“ wurde.2 Formal betrach-
tet wurde diese Maßnahme auf Grund -
lage einer Notverordnung als Betäti-
gungsverbot formuliert, real wirkte sie
aber als Parteiverbot.

Zuwiderhandlungen gegen dieses
Betätigungsverbot für die KPÖ wurden –
„unbeschadet der allfälligen strafgericht-
lichen Verfolgung“ – „von der politi-
schen Bezirksbehörde, im Amtsgebiet ei-
ner Bundespolizeibehörde von dieser,
mit Geldstrafe bis zu 2000 S oder mit
Arrest bis zu sechs Monaten bestraft;
diese Strafen können auch nebeneinan-
der verhängt werden“, so die im als Bun-
desgesetzblatt Nr. 200 veröffentlichte
Verordnung. Ausländische Straffällige
sollten nach dem Reichsschubgesetz aus
1871 behandelt, also aus dem Bundesge-
biet „abgeschafft“, sprich ausgewiesen
werden. Hierin spiegelte sich die inhaltli-
che Ausweitung des Verwaltungsstraf-
rechts, das sich nicht mehr nur gegen
Ordnungswidrigkeiten schlechthin rich-
tete, sondern vor allem der Bekämpfung
der politischen Opposition diente. Politi-
sche GegnerInnen konnten auf diesem
Wege ohne richterliche Einvernahme

und gerichtliches Urteil inhaftiert wer-
den. Darüber hinaus wurden die Straf -
obergrenzen massiv hinaufgesetzt,
 sowohl die Geld- als auch die Arrest -
strafen.3 Eine Berufung gegen einen
Straf bescheid war nur zulässig, „wenn
auf  eine Geldstrafe von mehr als 200 S
oder auf Arrest von mehr als 14 Tagen
erkannt worden ist“.

Repression und Verfolgung
1927–32

Die KPÖ sah sich bereits seit 1927 mit
verstärkter behördlicher Verfolgung und
staatlichen Repressionsmaßnahmen kon-
frontiert: Versammlungsverbote, Haus-
durchsuchungen, Verhaftungen und Ge-
richtsverfahren gegen FunktionärInnen
standen schon in den Jahren vor dem
Verbot der Partei auf der Tagesordnung,
die Parteizeitungen, Broschüren und
Flugschriften wurden regelmäßig zensu-
riert bzw. konfisziert. So wurden allein
im Jahr 1929 31 Ausgaben der Roten
Fahne, des Zentralorgans der Partei, be-
schlagnahmt,4 gegen ihre Redakteure
und kommunistische Parteifunktionäre
wurden Hochverratsanklagen erhoben.
Infolge der ultralinken Wendung der
Kommunistischen Internationale war die
KPÖ in diesen Jahren in die Isolation ge-
raten. Im wirtschaftspolitischen Tages-
kampf gegen die Auswirkungen der
Weltwirtschaftskrise gelang es der Partei
ab 1931, schrittweise aus der Isolation
auszubrechen und eine Phase der Auf-
wärtsentwicklung einzuleiten.5 Das
wachsende realpolitische Gewicht und
die gestiegene Aktivität der KPÖ spiegel-
te sich im erhöhten Druck der Behörden
auf die Partei: So richtete Innenminis ter
Franz Winkler am 1. August 1931 einen
Erlass an die Polizeibehörden und Gen-
darmeriekommanden, die kommunis -
tische Agitation in jeder Weise zu unter-
drücken und zu verhindern. Durch diese
von der KPÖ als „unerhörten faschis -
tischen Diktaturerlaß“6 charakterisierte
Maßnahme wurde die Partei „praktisch
außerhalb des Gesetzes“ gestellt.7 Das
Zentralkomitee der KPÖ ordnete darauf
an, dass als „Antwort an Winkler“ alle
Zellenabende und Ortsgruppenversamm-
lungen der Partei zu öffentlichen Kund-
gebungen unter der Losung „Kampf dem
faschistischen Polizeiterror“ umzufunk-
tionieren seien.8 Von 13. bis 18. Septem-

ber 1931 wurde mit Ausnahme des 17.
jede Ausgabe des Zentralorgans konfis-
ziert.9 Ende September dieses Jahres
folgte die Auflösung des (behördlich als
Verband der Proletarierjugend regi-
strierten) Kommunistischen Jugendver-
bandes (KJV) durch die Bundespolizei-
direktion Wien,10 die bereits im Juni mit
diesem Ansinnen an die Generaldirek -
tion für die öffentliche Sicherheit heran-
getreten war.11 Ab Oktober 1931 wurden
von den verschiedenen Polizeidienststel-
len Namensverzeichnisse kommunis -
tischer ParteigängerInnen erstellt, die der
Generaldirektion übermittelt wurden.12

Mit Hinweis auf die Gefährdung der
öffentlichen Sicherheit wurden seither
kommunistische Versammlungen unter
freiem Himmel, Kundgebungen und
 Demonstrationen, aber auch kommunis -
tische Mitgliederversammlungen verbo-
ten bzw. gewaltsam aufgelöst. Die KPÖ
reagierte auf diese Repressionen mit
 einem Aufruf zum Kampf gegen das
Versammlungs- und Aufmarschverbot:
„Für uns Kommunisten gelten nicht die
Gesetze der Bourgeoisie, wir pfeifen auf
jede Verordnung der herrschenden Klas-
se. Unsere Gesetze sind die Gesetze der
siegreichen Entfaltung des proletari-
schen Klassenkampfes“,13 so eine
kommunis tische Parole angesichts der
Verlängerung des Versammlungsverbots
zu Jahresbeginn 1932. In einem Rund-
schreiben wurden alle Parteistrukturen
angewiesen, zur Durchbrechung des
Versammlungs- und Aufmarschverbots
am 15. Jänner (dem Jahrestag der Ermor-
dung von Rosa Luxemburg und Karl
Liebknecht) und 21. Jänner 1932 (dem
Todestag Lenins) in allen größeren Städ-
ten und Industrieorten Demonstrationen
in den Arbeitervierteln durchzuführen.14

„Als uns dann sogar die Durchführung
von Mitgliederversammlungen verboten
wurde, machten wir Paragraph-2-Ver-
sammlungen mit geladenen Gästen und
als uns die Regierung auch diese unter-
band, veranstalteten wir unter irgendwel-
chen unverfäng lichen Titeln ,Bildungs-
vorträge‘“, erinnert sich der kommunis -
tische Funktionär Hermann Mitteräcker.15

Das Jahr 1932 war seit dem Frühjahr
geprägt von Zusammenstößen zwischen
der hitlerfaschistischen Bewegung in
Österreich auf der einen Seite und dem
Republikanischen Schutzbund, kampf -

„Staatsgefährliche und umstürzlerische Wühlarbeit“
Zum Verbot der Kommunistischen Partei Österreichs am 26. Mai 1933
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auch aus einem Rundschreiben der Wie-
ner Stadtleitung der KPÖ an die Leitun-
gen der Straßenzellen hervorging. Am
27. April fanden Hausdurchsuchungen in
kommunistischen Parteilokalen und den
Wohnungen der Mitglieder der Wiener

bereiten SozialdemokratInnen und Kom-
munistInnen auf der anderen Seite. Einen
Tag nach dem „Simmeringer Blutsonn-
tag“ am 16. Oktober 1932 wurde der
Wiener Heimwehrführer Emil Fey zum
Staatssekretär für das Sicherheitswesen
ernannt, der zum „Schrittmacher“ der
antidemokratischen Maßnahmen der
 Regierung wurde.16 Bereits am Tag sei-
ner Ernennung, am 17. Oktober 1932,
ordnete er per Erlass ein Aufmarsch- und
Versammlungsverbot für die an den
Simmeringer Zusammenstößen beteilig-
ten Parteien an, also gegen die SDAPÖ,
KPÖ und NSDAP. Auf Versuche der
KPÖ, dieses Verbot zu unterlaufen, in-
dem Versammlungen einberufen wurden
ohne eine behördliche Anzeige zu ma-
chen, wurde mit der Auflösung dieser
Versammlungen reagiert.17 Ein weiteres
Versammlungsverbot, das nicht nur für
solche unter freiem Himmel, sondern
auch für solche in geschlossenen Sälen
galt, erließ Fey für den Zeitraum vom
11. Dezember 1932 bis 8. Jänner 1933.18

Offensive gegen die KPÖ 1933

Die Jahre 1933/34 standen ganz im
Zeichen der verstärkten Offensive der
Regierung gegen die organisierte Arbei-
terInnenbewegung und sukzessiven Be-
seitigung der Demokratie. Nach der Aus-
schaltung des Nationalrats am 4. März
1933 regierte Dollfuß mittels Notverord-
nungen ohne Parlament. Es ergingen
fortan zahlreiche Regierungsverordnun-
gen auf Grundlage des Kriegswirtschaft-
lichen Ermächtigungsgesetzes, u.a. am
7. März ein allgemeines Versammlungs-
verbot. Am selben Tag wurde eine Ver-
ordnung erlassen, wonach Zeitungen un-
ter Vorzensur gestellt werden konnten,
d.h. es mussten bereits zwei Stunden vor
ihrer Verbreitung Pflichtexemplare an
die Pressepolizei abgeliefert werden.19

Am 30. März folgte die Auflösung des
Republikanischen Schutzbundes. Die
nächsten Verbotsmaßnahmen richteten
sich im April u.a. gegen das Streikrecht
und gegen die traditionellen Kundgebun-
gen der ArbeiterInnenbewegung am
1. Mai. Die KPÖ kritisierte diese auto-
ritären Maßnahmen als Prozess der fort-
gesetzten Faschisierung des politischen
Systems in Österreich. Das Juni-Plenum
des Zentralkomitees charakterisierte die
Dollfuß-Regierung als eine „Übergangs-
regierung im Prozeß des Ausbaus der
 faschistischen Diktatur“.20

Nach der Ausschaltung des Parlaments
wurde auch die Gangart gegenüber der
KPÖ, der konsequentesten Gegnerin der
Faschisierung, weiter verschärft: Am

13. März fanden Hausdurchsuchungen
im Parteisekretariat in der Alser Straße
69, in der Redaktion der Roten Fahne in
der Schottenfeldgasse 65 und in mehre-
ren Wohnungen statt. Zahlreiche kom-
munistische Funktionäre wurden im Zu-
ge dieser „Generalrazzia“21 angehalten,
darunter der Parteivorsitzende Johann
Koplenig, Franz Honner, damals Leiter
der Roten Gewerkschaftsopposition
(RGO), und der Wiener Arbeiterkammer-
rat Alois Ketzlik.22 Der Vorsitzende des
KPÖ-nahen Zentral-Arbeitslosenkomi-
tees (ZAK) Josef Leeb wurde verhaftet
und aus Wien ausgewiesen.23 Als erstes
österreichisches Blatt wurde am 13. März
die Rote Fahne unter Vorzensur gestellt24

(und hierauf beinahe täglich konfisziert),
die KPÖ-Wochenzeitung  Illustrierte Rote
Woche folgte am 31. März. Ihr Redakteur
Guido Zamiš war bereits zuvor wegen
Hochverrats verhaftet worden.25

Eine neue Verhaftungswelle setzte un-
mittelbar vor dem 1. Mai ein, hatte doch
die KPÖ angekündigt, das Verbot der
Kundgebungen zu durchbrechen und
entsprechende Vorbereitungsmaßnah-
men zur Mobilisierung getroffen, was

ÖStA/AdR, BKA Inneres, Sign. 22/gen., Kt. 4875

Bundeskanzleramt
(Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit)

150.386 – GD 1
Geplante Aktionen der kommunistischen Partei Oesterreichs am 1. Mai 1933; Einschrei-
ten gegen den Parteivorstand und gegen den Verein „Oesterreichische Arbeiterwehr“

An alle Landesregierungsämter (mit Ausnahme Wien-Stadt).
(zu Handen der Herren Landesamtsdirektoren).

An alle Herren Vorstände aller Bundespolizeibehörden.
An alle Herren Landesgendarmeriekommandanten.

Aus den bei der kommunistischen Partei Oesterreichs saisierten Flugzetteln und
sonstigem Propagandamaterial wurde festgestellt, dass die genannte Partei anläss-
lich der heurigen Maifeier Weisungen erlassen hatte, welche die Anwendung illegaler
Mittel, den Sturz der Regierung, die Errichtung einer Bauern- und Räterepublik, die
Aufforderung zu Sabotageakten u.s.w. bezweckten.

Mit Rücksicht darauf ergeht der Auftrag, sämtliche leitende Funktionäre der kom-
munistischen Partei Oesterreichs (Land-, Kreis-, Bezirks- und Zellenleiter), sowie die
Funktionäre des Vereines „Oesterreichische Arbeiterwehr“ unverzüglich in Haft zu
nehmen (§ 177 St.P.O.), sie als verantwortliche Leiter und Vermittler dieser unge-
setzlichen Agitation der zuständigen Staatsanwaltschaft nach §§ 58 c, 59 c, 65 b, 85
(§ 9) 300 und 305 St.G. zur Anzeige zu bringen und bei den nach der Strafprozess -
ordnung gegebenen Voraussetzungen dem Strafgerichte einzuliefern.

Wegen Gefahr im Verzug ist auch ohne richterlichen Befehl (§ 141 St.P.O.) bei den
betreffenden Funktionären eine eingehende Hausdurchsuchung vorzunehmen und
über die erzielten Ergebnisse ist zusammenfassend an das Bundeskanzleramt
 (Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit, Abteilung 1) zu berichten.

Die Lokale der kommunistischen Partei Oesterreichs sowie jene des Vereines
 „Oesterreichische Arbeiterwehr“ sind ausnahmslos zu schliessen.

2. Mai 1933.
Der Staatssekretär:
[handschriftlich] Fey

Franz Winkler (1890–1945), Bundesminis -
ter für innere Angelegenheiten 1930–32
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Stadtleitung statt, wobei insgesamt 63
FunktionärInnen angehalten wurden, von
denen elf in Haft blieben, darunter der
Chefredakteur der Roten Fahne Richard
Schüller. 100.000 Exemplare des Flug-
blatts zum 1. Mai wurden beschlag -
nahmt.26 Bereits am 24. April war Friedl
Fürnberg, der Sekretär der KPÖ Wien,
„wegen des Verdachtes des Verbrechens
der Störung der öffentlichen Ruhe“ fest-
genommen worden.27 Franz Freihaut, der
Leiter des illegalen Apparats der Partei,
wurde am 30. April verhaftet.28

Während die Sozialdemokratie ange-
sichts des Verbots am 1. Mai nur zu Spa-
ziergängen, zu einem „Bummel“ auf den
Gehsteigen aufrief, wurden von der KPÖ
in einigen Wiener Arbeiterbezirken und
in zahlreichen Provinzorten politische
Kundgebungen organisiert.29 Der Aufruf
der KPÖ zum 1. Mai stand ganz im Zei-
chen des Kampfes gegen die „Not -
verordnungsdiktatur“, gegen die Kapitu-
lationspolitik der sozialdemokratischen
Parteiführung und für die Bildung einer
antifaschistischen Einheitsfront. Nach-
dem die Partei so im Zusammenhang mit
den 1. Mai ihre Lebenskraft bewiesen
hatte, holte Staatssekretär Fey zu einem
schweren Schlag aus: Am 2. Mai wies er
in einem (hier erstmals abgedruckten)
Runderlass alle nachgeordneten Dienst-

in zahlreichen Fällen eine gesetzliche
Grundlage für eine weitere Strafverfol-
gung nicht für gegeben erachtete“,34 wie
die Generaldirektion – wohl aufgrund
 eines Berichts der Staatsanwaltschaft –
bilanzierte. Es wurde so zwar in allen
Fällen die ordentliche Untersuchungs-
haft verhängt, hierauf aber keine Ankla-
ge erhoben, weil eine kommunis tische
Betätigung nicht nachweisbar war.35 „Es
handelt sich um die Anwendung der
Schutzhaft nach deutschem Muster“,
charakterisierte Koplenig in  einem
 Bericht an die Kommunistische Interna-
tionale diese Vorgangsweise.36 Bis
26. Mai wurden die im Zusammenhang
mit dem 1. Mai verhafteten Kommuni-
stInnen wieder enthaftet.37

Nach dem Verbot der Partei am
26. Mai wurde die vom Ministerrat be-
schlossene Verordnung „zur ehesttun -
lichen Verlautbarung“ der Generaldirek-
tion für die öffentliche Sicherheit über-
mittelt. Die nachgeordneten Sicherheits-
behörden wurden hierauf am 27. Mai in
einem (nebenstehend abgedruckten)
Richterlass angewiesen, die Bestimmun-
gen der neuen Verordnung „mit Nach-
druck“ und „auf das gewissenhafteste
und strengste zu handhaben“. Diese Maß-
nahme habe sich „im Interesse der öffent-
lichen  Sicherheit und der schonungsbe-
dürftigen Wirtschaft als unabweislich
herausgestellt, um die staatsgefährliche
und umstürzlerische Wühlarbeit dieser
vollständig vom Ausland abhängigen po-
litischen Gruppe wirksam zu unterbin-
den“. Erläuternd wurde festgehalten, dass
„jedwede Betätigung durch Wort, Schrift
oder Tat“ vom Verbot betroffen sei, sowie
„die Bildung und Fortführung von Partei-
organisationen […] und Kommunis -
tischen Vereinen sowie die Haltung von
Partei lokalen“, das Tragen von Partei -
abzeichen und die Herausgabe oder Ver-
breitung von Druckwerken.38

Mit dem Parteiverbot einher ging auch
der Verlust der kommunistischen Man-
date auf Gemeinderatsebene. So wusste
 etwa Julius Deutsch im SP-Parteivor-
stand von einer Weisung der niederöster-
reichischen Landesregierung zu berich-
ten, die KP-Gemeinderäte nicht mehr zu
den Sitzungen einzuladen.39 Die Rote
Fahne wiederum konnte trotz Verbot der
Partei noch zwei Monate legal als „Pri-
vatblatt“ erscheinen. Die Eigentumsrech-
te wurden nun an Arpád Haasz übertra-
gen, der bereits am 31. Mai wegen des
Inhalts des Blattes und wegen Fort -
setzung der kommunistischen Propagan-
datätigkeit auf dem Verwaltungswege
mit 14 Tagen Arrest bestraft wurde. Die

stellen (die Bundes-
polizeibehörden und
Landesgendarmerie-
kommandanten) an,
„sämtliche leitenden
Funktionäre“ der
KPÖ, die „Land-,
Kreis-, Bezirks- und
Zellenleiter“, sowie
die Funktionäre der
Österreichischen
 Arbeiterwehr – der
kommunistischen
Wehrformation – in
Haft zu nehmen und
Hausdurchsuchungen
„wegen Gefahr im
Verzug […] auch oh-
ne richterlichen Be-
fehl“ vorzunehmen.
Die Lokale der KPÖ
und der Arbeiterwehr
seien „ausnahmslos
zu schließen“.30 Tags
darauf wurde die
Österreichische Ar-
beiterwehr behörd-
lich aufgelöst.31

Ebenso verboten
wurden im Laufe des
Mai – wenige Tage

vor dem Betätigungsverbot für die KPÖ
– die Solidaritätsorganisation Rote Hilfe
und der Bund proletarischer Solidarität
(BPS). All diese Organisationen im Um-
feld der KPÖ wurden auf Antrag der
Wiener Polizeidirektion nach dem Ver-
einsgesetz behördlich aufgelöst.32 Der
BPS war erst ein Jahr zuvor als Nachfol-
georganisation der im Juni 1932 behörd-
lich aufgelösten Österreichischen Arbei-
terhilfe gegründet worden.33 Die Haupt-
aufgabe dieser beiden Vereinigungen be-
stand darin, bei sozialökonomischen
Kämpfen der ArbeiterInnenklasse, etwa
bei Streiks oder bei Hungermärschen der
Arbeitslosenbewegung, unterstützend
einzugreifen. Deren Publikationsorgane
– Das Tribunal der Roten Hilfe und Die
proletarische Solidarität des BPS –
 waren in den Vor monaten ebenso wie
die Rote Fahne und die Arbeitslosen -
zeitung des ZAK häufig von Beschlag -
nahmungen betroffen.

Auf Grundlage des Erlasses von Fey
fanden ab 3. Mai 1933 in ganz Österreich
Razzien und Massenverhaftungen statt.
Bis zum Verbot der KPÖ am 26. Mai
wurden insgesamt 800 FunktionärInnen
in Haft genommen, „doch musste ein
großer Teil der Verhafteten wieder frei-
gelassen werden, weil die Gerichte über-
füllt waren, die Staatsanwaltschaft aber

Emil Fey (1886–1938), Heimwehrführer und Staatssekretär
bzw. Bundesminister für das Sicherheitswesen, „Schritt -
macher“ der Faschisierung Österreichs
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gesamte Auflage der Zeitung wurde be-
schlagnahmt.40 Ab dem 11. Juli wurde
der Vertrieb der Zeitung durch Straßen-
verkauf und Kolpor tage verboten. Die
Zustellung war nur noch auf dem Post-
weg erlaubt.41 Am 22. Juli erschien die
letzte Ausgabe der Roten Fahne, deren
Erscheinen mit diesem Tag verboten
wurde. Ab Mitte August konnte von der
Partei die illegale Herausgabe ihres Zen-
tralorgans gesichert werden, worauf die
– nunmehr monatlich erscheinende –
 Rote Fahne unter den Bedingungen der
Illegalität höhere Auflagenzahlen als vor
dem Mai 1933 erreichte.42

Auf die Illegalität vorbereitet

Insgesamt trat die KPÖ das Verbot
nicht unvorbereitet, befand sie sich doch
infolge der oben geschilderten Verfol-
gungen und behördlichen Maßnahmen
zuletzt in einer mehr oder weniger
halblegalen Situation. Angesichts der
behördlichen Repressionen seit 1927 war
die Partei frühzeitig darangegangen, sich
auf eine mögliche Illegalisierung vorzu-
bereiten und einen illegalen Organisa -
tionsapparat aufzubauen. Bereits im Be-
richt des Zentralkomitees der Partei an
den 10. Parteitag im Februar 1929 wurde
„die ideologische und organisatorische
Einstellung der Partei auf die Möglich-
keit der Verfolgung und Unterdrückung“
als „immer dringender werdende Auf -
gabe“ beschrieben.43 In einem Rund-
schreiben des Parteisekretariats vom Au-
gust 1931 wurden die Parteiorganisatio-
nen auch angewiesen, entsprechende
Vorsichts- und Abwehrmaßnahmen zu
ergreifen, etwa gegen Polizeispitzel oder
hinsichtlich der Aufbewahrung von Par-
teimaterial und der Mitgliederkataster.44

Im Vorfeld des Parteiverbots, im April
1933, wurden angesichts des „Terrors
und Unterdrückungsfeldzugs der Regie-
rung, der Polizei und der gesamten
Behörden“ weitere Sicherungsmaßnah-
men verfügt45 und „ernsthafte Maßnah-
men zur organisatorischen Umstellung
der Parteiorganisation getroffen“.46 Bei-
de hier angeführten Rundschreiben ge-
langten „auf vertraulichem Wege“, d.h.
über Spitzel, unmittelbar in die Hände
der Behörden. Vor allem die Bundespoli-
zeidirektion Graz und das Landesgendar-
meriekommando für Oberösterreich wa-
ren verlässliche Lieferanten KPÖ-inter-
nen Schriftguts an die Generaldirektion,
was belegt, dass es den Behörden dort
gelungen war, Informanten in die Partei -
strukturen einzubauen.

Wenngleich die KPÖ somit in gewis-
ser Weise auf die Illegalisierung vorbe-

ÖStA/AdR, BKA Inneres, Sign. 22/gen., Kt. 4875

Bundeskanzleramt
(Generaldirektion für die öffentliche Sicherheit)

160978 – GD 2.
Kommunistische Partei,
Einstellung der Tätigkeit. Sehr dringend!

Richterlass.

An
1.) alle Landesregierungsämter (mit Ausnahme des Wiener Magistrates)

(zu Handen der Herren Landesamtsdirektoren),
2.) die Herrn Vorstände aller Bundespolizeibehörden,

3.) alle Herrn Landesgendarmeriekommandanten und den Herrn Kommandanten der
Gendarmerie-Zentralschule in Graz.

Im Nachhang zu den hierortigen Runderlässen vom 2. Mai 1933, Zahl 150.386–GD
1, und vom 3. Mai 1933, Zahl 146.736–GD 2, wird auf die Verordnung der Bundes -
regierung vom 26. Mai 1933, B.G.Bl. Nr. 200, verwiesen, womit der Kommunis -
tischen Partei mit Wirksamkeitsbeginn vom 31. Mai 1933 angefangen jede Betäti-
gung in Oesterreich verboten wird. Diese Massnahme hat sich im Interesse der
öffent lichen Sicherheit und der schonungsbedürftigen Wirtschaft als unabweislich
herausgestellt, um die staatsgefährliche und umstürzlerische Wühlarbeit dieser voll-
ständig vom Ausland abhängigen politischen Gruppe wirksam zu unterbinden.

Die nachgeordneten Sicherheitsbehörden werden hiemit angewiesen, die Bestim-
mungen der neuen Verordnung auf das gewissenhafteste und strengste zu hand -
haben. Bei der Auslegung der Verbotsbestimmung des § 1 ist davon auszugehen,
dass der Kommunistischen Partei jedwede Betätigung durch Wort, Schrift oder Tat in
Oesterreich verboten wird. Unter dieses Verbot fallen selbstverständlich nicht bloss
die für das Inland bestimmte kommunistische Propaganda, sondern auch alle ein-
schlägigen Bestrebungen, die kommunistische Agitation von hier aus über die Gren-
zen in andere Staaten zu tragen. Von dem strikten Verbot sind ferner betroffen: die
Bildung und Fortführung von Parteiorganisationen (Landes-, Kreis-, Bezirksverbände
und Ortszellen) und Kommunistischen Vereinen sowie die Haltung von Parteilokalen,
des weiteren auch das Tragen des Sowjetsterns und ähnlicher Parteiabzeichen in
 irgendeiner Form. Nach Inkrafttreten der neuen Verordnung wird es schliesslich
 einen unzulässigen und strafbaren Tatbestand bilden, wenn die kommunistische Par-
tei als solche oder durch Mittelspersonen oder -Organe Druckwerke, insbesondere
auch Zeitungen, Plakate, Flugblätter, Broschüren u. dgl. herausgibt und verbreitet.

Die vorgesehenen Strafbestimmungen sind gegen alle begangenen und versuch-
ten Uebertretungen oder Umgehungen des Verbotes mit Nachdruck und Strenge
 anzuwenden.

Ausländer, die sich gegen die neue Verordnung vergehen, sind in Schubhaft zu
nehmen und aus dem gesamten Bundesgebiet für beständig polizeilich abzuschaf-
fen; die gegenständlichen Abschaffungserkenntnisse sind nach Eintritt der Rechts-
kraft ohne Vollstreckungsaufschub oder Aufenthaltsbewilligung beschleunigt zu voll-
ziehen.

Ein besonderes Augenmerk ist den als kommunistisch bekannten Vereinen
 zu zuwenden.

Gegen einschlägige Propagandavereine ist mit der Einstellung der Vereinstätigkeit
nach §§ 25, Absatz 2, beziehungsweise 28, Absatz 2, des Vereinsgesetzes vom
15. November 1867, R.G.Bl. Nr. 134, vorzugehen und wird die Auflösung des betref-
fenden Vereines bei der hiefür zuständigen Amtsstelle in Antrag zu bringen sein. Das
Gleiche gilt für alle sonstigen Vereine, sobald sie sich mit der neuen Verordnung
 irgendwie in Widerspruch setzen.

Ueber besondere Wahrnehmungen wäre anher zu berichten.
Den Landesregierungsämtern wird zur Beteiligung der nachgeordneten Sicher-

heitsbehörden die übliche Anzahl weiterer Abdrücke dieses Richterlasses bei -
geschlossen.

27. Mai 1933.
Der Bundesminister:

Fey.
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reitet war, führte das Verbot zunächst zu
einer organisatorischen Schwächung, ja
zur „Zerrüttung der Organisation“.47 Der
Übergang zur Illegalität „ging nicht rei-
bungslos und nicht schmerzlos vor sich“,
resümierte auch Johann Koplenig später
den Kampf der KPÖ im Jahr 1933: Die-
ser „kostete viele Opfer“ und „es bedurf-
te einiger Zeit, bis sich die Genossen an
die Regeln der Konspiration und der ille-
galen Arbeit hielten“.48 Teile der
Parteiführung und des mittleren Kaders
wurden festgenommen, Verbindungen
unterbrochen, mancherorts kam die orga-
nisierte Tätigkeit der KommunistInnen
ganz zum Erliegen. Der Wiederaufbau
der Partei war ein langwieriger Prozess,
die KPÖ war jedoch in der Lage, einen
großen Teil ihrer Mitglieder für die ille-
gale Arbeit zu mobilisieren, ihre Partei-
organisationen zu reorganisieren und
schließlich ein ganzes Netz von Organi-
sationen und Leitungen aufzubauen.
 Einen wichtigen Grund für das Verbot
erkannte die Partei in ihrem wachsenden
politischen und ideologischen Einfluss
auf sozialdemokratische ArbeiterInnen,49

die vom Kapitulationskurs ihrer
Parteiführung enttäuscht waren. War es
der Regierung in den Augen der KPÖ
darum gegangen, diesen Einfluss auf op-
positioneller ArbeiterInnen und eine
weitere Linksentwicklung zu unterbin-
den, gelang es der Partei nun umgekehrt,
aufgrund ihres konsequenten illegalen
Kampfes gegen den Faschismus ihr An-
sehen weiter zu stärken und ihre Basis in
der ArbeiterInnenklasse sogar zu ver-
breitern. Die KPÖ setzte auch nach dem
Verbot ihre Bemühungen um eine anti -
faschistische Einheitsfront unter den Be-
dingungen der Illegalität fort. In einem
offenen Brief der Wiener Stadtleitung
der KPÖ wurden beispielsweise der am
27. Mai 1933 tagenden Wiener Konfe-
renz der SDAPÖ einheitliche Protest -
aktionen gegen die Notverordnungs -

diktatur vorgeschlagen.50 Nach den
 Februarkämpfen des Jahres 1934 ent-
wickelte sich die KPÖ schließlich infolge
des  massenhaften Übertritts enttäuschter
 SozialdemokratInnen von einer kleinen
und wenig einflussreichen Partei zu einer
maßgeblichen Kraft innerhalb der öster-
reichischen ArbeiterInnenbewegung.

Am 16. August 1933 gelang es der
 Polizei, den untergetauchten Johann
 Koplenig, der wegen der Vorbereitung
der Kundgebungen am 1. Mai und der
Antikriegskundgebungen am 1. August
per Haftbefehl gesucht worden war, fest -
zunehmen. Er wurde mit sechs Wochen
Arrest bestraft.51 Insgesamt saßen zu die-
ser Zeit 250 KommunistInnen in Haft.52

Ab Herbst 1933 wurde die temporäre
 Internierung von politischen Gegnern in
Anhaltelagern ein wichtiges Repressions -
instrument, wurden doch in den folgen-
den Jahren in Wöllersdorf auch hunderte
Kommunisten festgehalten. Insgesamt
ging die Verfolgung der illegalen Arbei-
terInnenbewegung nach dem Februar
1934 bis ins Jahr 1938 unvermindert wei-
ter, wobei sich das austrofaschistische
 Regime neben den polizeilichen Maßnah-
men vor allem auf den Justiz apparat stütz-
te.53 Die KPÖ wurde dabei immer wieder
durch Verhaftungswellen geschwächt, die
nicht nur die leitenden FunktionärInnen,
sondern auch die unteren Organisationen
betrafen. Es gelang Polizei und Regierung
aber bis zuletzt nicht, die Tätigkeit der
KPÖ völlig lahmzulegen.
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